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Sefeß - Sammlung 
für Die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


den durch die Geſetze vom 20. September und 24. Dezember 1866. mit 
der Preußiſchen Monarchie vereinigten Landestheilen, mit Ausnahme der vor⸗ 
mals Königlich Bayeriſchen Enklave Kaulsdorf und des vormals Heſſen— 
Homburgiſchen Oberamtes Meiſenheim. Vom 17. März 1868. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen e. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, für 
die durch die Geſetze vom 20. September und 24. Dezember 1866. mit der 
Preußiſchen Monarchie vereinigten Landestheile, mit Ausnahme der vormals 
Königlich Bayeriſchen Enklave Kaulsdorf und des vormals Heſſen⸗Homburgiſchen 
Oberamtes Meiſenheim, was folgt: F 
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(Nr. 7035.) Geſetz, betreffend die Aufhebung und Ablöfung gewerblicher Berechtigungen in 
| 

} 

| 


Titel J. 


Aufgehobene und abloͤsbare Berechtigungen. 


8 1 f 

Die noch beſtehenden ausſchließlichen Gewerbeberechtigungen, das heißt die 1. Aufgeho⸗ 

mit dem Gewerbebetrieb verbundenen Berechtigungen, Anderen den Betrieb eines bene Berechti⸗ 
Gewerbes zu unterſagen oder fie darin zu beſchränken, werden hierdurch aufgehoben. gungen, 


. $. 2. 
| Mit den ausſchließlichen Gewerbeberechtigungen fallen zugleich die damit 
verbundenen Zwangs- und Bannrechte fort. 
Von den ſonſtigen noch beſtehenden Zwangs- und Bannrechten werden 
hierdurch aufgehoben: 5 


1) alle Zwangs- und Bannrechte, welche dem Fiskus, einer Kämmerei oder 
5 Gemeinde innerhalb des Gemeindebezirks oder einer Korporation von 
8 Jahrgang 1868. (Nr. 7035.) 8 Ge⸗ 


12 Ausgegeben zu Berlin den 31. März 1868. 


Gewerbetreibenden zuſtehen, oder welche von einem dieſer Berechtigter 
ſerſt nach dem 30. Juni 1867. auf einen Anderen übergegangen ſind; 
2) alle Zwangs und Bannrechte, deren Aufhebung nach dem Inhalte der 
Verleihungs⸗Urkunde ohne Entſchädigung zuläſſig iſt , 
3) ſofern die Aufhebung nicht ſchon in Folge dieſer Beſtimmungen eintritt: 
a) das mit dem Beſitze einer Mühle, einer Brennerei oder Brenn⸗ 
gerechtigkeit, einer Brauerei oder Braugerechtigkeit, oder einer Schank⸗ 
ſtätte verbundene Recht, die Konſumenten zu zwingen, daß fie bei 9 
dem Berechtigten ihren Bedarf mahlen oder ſchroten laſſen oder das 
Getränk ausſchließlich von demſelben beziehen (der Mahlzwang, der 
Branntweinzwang und der Brauzwang) , a Ei: 
b) das ſtädtiſchen Bäckern und Fleiſchern zuftchende Recht, die Einwohner 
der Stadt, der Vorſtädte oder der ſogenannten Bannmeile zu zwingen, 
daß fie ihren Bedarf an Gebäck oder Fleiſch ganz oder theilweiſe 
von jenen ausſchließlich entnehmen. 4 


Zwangs- und Bannrechte, deren Beſitz zwiſchen einem der unter 1. genanm⸗ 
ten Bexechtigten und anderen Berechtigten getheilt iſt, bleiben, ſofern die Auf⸗ 
a 1 nicht nach den Beſtimmungen unter 2. und 3. erfolgt, bis zu ihrer Ab 

öſung (F. 8.) beſtehen. Mit der Ablöſung derſelben fällt der Antheil der unter 1 
genannten Berechtigten ohne Entſchädigung fort. ; 

In den unter 3. gedachten Fällen findet die Aufhebung der daſelbſt ge 

nannten Rechte nur dann ſtatt, wenn dieſelben nicht auf einem Vertrage zwiſchen 
Berechtigten und Verpflichteten beruhen. 


K 3 
Es werden ferner aufgehoben alle Berechtigungen, Konzeffionen zu gewerb 
lichen Anlagen oder zum Betriebe von Gewerben zu ertheilen, welche dem Fiskus, 
Korporationen, Inſtituten oder einzelnen Berechtigten zuſtehen. EN 


Fi. A. 

Vorbehaltlich der an den Staat zu entrichtenden Gewerbeſteuern werden 
alle Abgaben aufgehoben, welche für den Betrieb eines Gewerbes entrichtet 
werden, ſowie die Berechtigungen, dergleichen Abgaben aufzulegen, Iſt jedoch 
mit dem Betriebe des Gewerbes eine ausſchließliche Gewerbeberechtigung (§. I.) 
verbunden, ſo muß die darauf ruhende ganze Abgabe bis zu dem Tage geleiſte 

werden, an welchem der Betrieb des Gewerbes von einer Perſon begonnen wird / 
welche durch jene Berechtigung davon ausgeſchloſſen oder darin beſchränkt war. 


N $. 5. Er 

In gleicher Weiſe (F. 4.) fallen diejenigen Abgaben und Leiftungen fort, 

zu welchen die Berechtigten in Beziehung auf die aufgehobenen Berechtigungen 
verpflichtet ſind. 5 5 . 


Bei den bannberechtigten Erbleihmühlen des Herzogthums Naſſau, welche 

eine beſondere Bannpacht nicht zu entrichten haben, ſoll derjenige Betrag des von 
denselben entrichteten Erbleihkanons als Bannpacht angeſehen werden und in 
ohe der Aufhebung der Bannrechte in Wegfall kommen, welcher drei Vier⸗ 


theilen des jährlichen Reinertrages aus dem Bannrechte der einzelnen Mühlen 
gleichkommt. 
N EL, 

Die Beſchränkungen, welche in dem Herzogthum Holſtein die konzeſſionir⸗ 
ten und vormals mit keinem Zwangsrechte verſehenen Kornmühlen den vormals 
zwangsberechtigten Kormmühlen gegenüber in ihrem Betriebe bisher noch unter⸗ 
worfen waren, fallen fort. N 
a Die Vorſchrift des Geſetzes für das Herzogthum Holſtein, betreffend die 
Aufhebung des Mühlenzwanges ſ. w. d. a., vom 10. Mai 1854. F. 36. Alinea 35 
wird aufgehoben. 8 8 


i Diejenigen Zwangs⸗ und Bannrechte, welche durch die vorſtehenden Ber 2. WR 
ſtunmungen nicht aufgehoben find, können abgelöſt werden, wenn die Verpflich- bare Berechtt 
fung auf Grundbeſitz haftet, die Mitglieder einer Korporation als ſolche behifft 
oder Bewohnern eines Ortes oder Diſtriktes vermöge ihres Wohnſitzes obliegt. 

. Der Ablöſung unterliegt auch das Recht, den Inhaber einer Schankſtätte 

zu zwingen, daß er für ſeinen Wirthſchaftsbedarf das Getränk aus einer beſtimm⸗ 
ten Fabrikationsſtätte entnehme. d 

5 Gleichzeitig mit dieſen Rechten müſſen die von deren Inhabern in Bezie⸗ 
hung auf dieſelben zu entrichtenden Abgaben und Leiſtungen abgelöſt werden. 


g. 9. 


+ 


=“ Die Ablöſung diefer Rechte ($. 8.) findet nur auf den Antrag der Zwangs⸗ 
and Bannpflichtigen ſtatt. Der Skaat und die Gemeinden können jedoch für die 
Pflichtigen die Ablöſung beantragen, wenn ſie die Entſchädigung der Berechtigten 
übernehmen. d 5 
Der Antrag auf Ablöſung kann nicht zurückgenommen werden. 


$. 10. 


99 Sind dem Zwangs- und Bannrechte die Mitglieder einer Korporation als 
ſolche unterworfen, fo iſt nur die Korporation in ihrer Geſammtheit zur Ablö— 
ſung befugt. 8 | 
8 Wenn die Zwangs⸗ und Bannpflicht auf Grundbeſitz haftet, jedoch nicht 
alle zu einer Gemeinde oder zu einem Gutsbezirke gehörigen Beſitzungen umfaßt, 
fo ſteht die Befugniß zur Ablöſung einem jeden einzelnen Verpflichteten zu. 
Ruht die. Verpflichtung in der Art auf Grundbeſitz, daß ſie alle zu einer 
Gemeinde oder zu einem Gulsbezirke gehörigen Beſitzungen umfaßt, jo kann nur 
die Gemeinde oder der Beſitzer des Gutes auf Ablöſung antragen. He 
(Nr. 2035.) 0 36 Sind 


Se 


Sind Bewohner eines Ortes oder Diſtriktes vermöge ihres Wohnſitzes 
dem Zwangs- und Bannrechte unterworfen, fo ſteht nicht den einzelnen Pflich⸗ 
tigen, ſondern nur den Gemeinden und Beſitzern der Güter, von dieſen jedoch — 
1905 Gemeinde und jedem Beſitzer eines Gutes für ſich, der Antrag auf Ab⸗ 
öſung zu. f a 

Enthält der Zwangs⸗ und Bannbezirk Grundſtücke, welche nicht zu dem 
Verbande einer Gemeinde oder eines Gutes gehören, fo find die einzelnen Be— 
ſitzer dieſer Grundſtücke zu dem Antrage auf Ablöſung befugt. 


F. 11. 


5 B. dlenahnen Die zur Zeit in den einzelnen Landestheilen wegen der Befugniß zum 
Halten öffentlicher Fähren und über das Abdeckereiweſen beſtehenden Vorſchriften 
bleiben in Kraft. ö 


* 


Titel I. 
Entſchaͤdigung fur die aufgehobenen und abgelöften Berechtigungen. 


9. 12. 


I. Bebingun. Für den Verluſt der aufgehobenen Berechtigungen findet eine Entſchädigung 
gen der Ent ſtatt, wenn die Berechtigungen zur Zeit der Verkündung dieſes Geſetzes in rechts- 
ſchäͤbigung. gültiger Weiſe für immer oder auf Zeit unwiderruflich beſtanden. = 
8 Unter gleicher Vorausſetzung wird eine Entſchädigung für diejenigen Ab- | 
gaben und Leiſtungen gewährt, zu welchen die Berechtigten in Beziehung auf die 
aufgehobenen Berechtigungen verpflichtet waren. f 


9. 13. 


Bis zum Beweiſe des Gegentheils ſoll angenommen werden, daß Berech⸗ 
tigungen, welche bis zum Erlaß dieſes Geſetzes ſeit unvordenklicher Zeit unbean⸗ 
ſtandet ausgeübt worden find, rechtsgültiger Weiſe beſtanden haben. 


$. 14. 


Eine Entſchädigung wird für die aufgehobenen Berechtigungen nicht 
gewährt: f 


a) wenn dieſelben dem Fiskus zuſtanden oder einer Kämmerei oder Ge 
meinde innerhalb des Gemeindebezirkes oder einer Korporation von 
Gewerbetreibenden, es mag ſolche geſchloſſen oder ungeſchloſſen ſein; 

b) wenn dieſelben von einem dieſer Berechtigten erſt nach dem 30. Juni 
1867. auf einen Anderen übergegangen ſind. 


Für die in Beziehung auf die aufgehobenen Berechtigungen entrichteten 
und mit den letzteren aufgehobenen Abgaben und Leiſtungen wird eine Entſchädi⸗ 
gung nicht gewährt, wenn dieſelben an den Fiskus entrichtet wurden, oder an 

eine 


eine Korporation von Gewerbetreibenden oder an eine Kämmerei oder Gemeinde 
ür eine innerhalb ihres Gemeindebezirks ausgeübte Berechtigung. 


. 15. 


In den in F. 14. unter b. bezeichneten Fällen kann jeder ſpätere Inhaber 
der Berechtigung die Aufhebung des zwiſchen ihm und dem früheren Berechtigten 
beſtehenden Vertragsverhältniſſes verlangen. Er muß aber dieſes Verlangen vor 
Ablauf des Jahres 1868. gegen denſelben ſchriftlich erklären. Geſchieht dieſes 
nicht, ſo hat er die für Ueberlaſſung der Berechtigung übernommenen Verpflich⸗ 
tungen auch fernerhin ohne Abzug zu erfüllen. | 
= Die rechtlichen Folgen der Aufhebung des Vertragsverhältniſſes ſind nach 
den allgemeinen geſetzlichen Vorſchriften zu beurtheilen. 


$. 16. 


Den Beſitzern vormals zwangsberechtigter Kornmühlen im Herzogthum 
Holſtein, deren Zwangsrechte durch das Geſetz, betreffend die Aufhebung des 
Mühlenzwanges ſ. w. d. a, vom 10. Mai 1854. beſeitigt worden ſind, ſoll außer 
der durch das genannte Geſetz ihnen zugeſprochenen Entſchädigung noch eine fer⸗ 
nere Entſchädigung inſoweit zu Theil werden, als bei der Feſtſtellung der ihnen 
. Entſchädigungen das Vorhandenſein konzeſſionirter und vormals mit 
keinem Zwangsrechte verſehener Mühlen (F. 35. des Geſetzes vom 10. Mai 1854.) 
unberückſichtigt gelaſſen iſt. 
5 $: EL. 
Die Anſprüche auf Entſchädigung für den Verluſt der aufgehobenen Be⸗ 
techtigungen müſſen bis zum Schluſſe des Jahres 1869. bei der Regierung ſchrift⸗ 
ich angemeldet werden. 
S In Anſehung derjenigen Abgaben und Leiftungen, welche auf dem mit 
einer ausſchließlichen Gewerbeberechtigung verbundenen Gewerbebetriebe ruhen 
und vorerſt noch fort zu entrichten find (Fd. 4. 5), iſt der Anſpruch auf Ent⸗ 
8 ung binnen Jahresfriſt nach dem Wegfall der Abgaben in gleicher Weife 
nzumelden. N 5 


9. 18. 


i Werden die Entſchädigungsanſprüche in der vorgeſchriebenen Weiſe und 
binnen der geſetzten Friſt ($. 17.) nicht angemeldet, ſo gehen die Berechtigten 
derſelben verluſtig. Es können jedoch Obereigenthümer, Lehnsherren, Lehns⸗ und 
Fideikommißfolger, Wiederkaufsberechtigte, Hypothekengläubiger und andere Real⸗ 
berechtigte die verfallenen Entſchädigungsanſprüche noch während einer ander⸗ 
weiten Friſt von drei Monaten nach dem Verfall durch ſchriftliche Anmeldung 
bei der Regierung geltend machen. 


ſchuß kann der Entſchädigungsberechtigte, welcher die Anmeldung verſäumt hat, 
keinen Auſpruch erheben. 5 
Gr, 7035.) 919. 


Auf den nach Befriedigung dieſer Berechtigten etwa verbleibenden Ueber⸗ en 


Ä d . 8 Sa 
2. Natur der Rückſichtlich aller Eigenthums⸗ und Nutzungsanſprüche, ſowie aller fon- 
Entschädigung ſtigen Realanſprüche treten die ee an die Stelle der aufgehobenen 
oder abgelöſten Berechtigungen. Waren die Berechtigungen Zubehör eines in 
das Hypothekenbuch eingetragenen Grundſtückes oder ſelbſtſtändig in das Hypo⸗ 
thekenbuch eingetragen, ſo muß in dieſem von Amtswegen und koſtenfrei vermerkt 
werden, welche Entſchädigung an die Stelle der Berechtigungen getreten iſt. 


F. 20. 


Die Realberechtigten können bis zur endgültigen Feſtſtellung der Entſcha⸗ 
digungsbeträge (88. 67. 68.) verlangen, daß Kaßitalabfindungen, ſollten dieſelben 
auch erſt in Zukunft erfolgen ($$. 35. 44. 48.) zur Herſtellung ihrer Sicherheit 
oder zur Befriedigung der vorgehenden Hypothekengläubiger verwendet werden. 

Einigen ſich dieſelben mit den Entſchädigungsberechtigten über die Aus⸗ 
zahlung oder Verwendung der Entſchädigungen nicht, ſo ſind dieſe zu deponiren. 


§. 21. 


5 War die aufgehobene oder abgelöſte Berechtigung verpachtet, ſo muß der 2 
Verpächter dem Pächter während der Dauer der Pacht die Nutzung der für die 
Berechtigung gewährten Entſchädigung überlaſſen. Iſt der Verpächter mit dem 
Fortfalle der Berechtigung zugleich von Gegenleiſtungen befreit, welche der Päch⸗ 
ter nicht zu tragen hatte, ſo muß er dieſem außerdem den für dieſe Gegenleiſtungen 
von der Entſchädigung abgeſetzten Betrag (F. 31.) nach feinem Jahreswerthe für 
die Dauer der Pacht vergüten. ö 4 
Wird für eine aufgehobene Berechtigung eine Entſchädigung überhaupt 
nicht gewährt, ſo kann der Pächter für den Wegfall der Berechtigung einen Er⸗ 
ſatz wicht in Anſpruch nehmen. a er 
In allen Fällen ſteht dem Pächter frei, ſofort die Aufhebung der Pacht 
zu verlangen. Er muß dies Verlangen jedoch, falls es ſich um eine aufgehobene 
Berechtigung handelt, vor dem Ablaufe des Jahres 1868., und im Falle den 
Ablöſung einer Berechtigung binnen ſechs Monaten nach dem Wegfall der Ber 
rechtigzung (F. 46.) gegen den Berechtigten ſchriftlich erklären. 5 
Geſchieht dieſes nicht, ſo hat der Pächter ſeine Verpflichtungen ohne Ab⸗ 
zug auch fernerhin zu erfüllen. 79 
5 Die rechtlichen Folgen der Aufhebung der Pacht ſind nach den allgemeinen 
geſetzliahen Vorſchriften zu beurtheilen. 5 


6. 22. 


3. Entſchäbi⸗ 
gungs + Aner tigungen 
keuntuiſſe. digungs⸗Aner 
der Berechtigten 
welche die Entſchädigung 
Ort und Art der Zahlun 


eines in das Hypothekenbuch eingetragenen Grundſtücks oder ſelbſtſtändig in das 
Hypothekenbuch eingetragen, ſo iſt in dem Entſchädigungs⸗Anerkenntniſſe zu⸗ 
gleich zu vermerken, daß die Befugniß des Beſitzers, über die Entſchädigung zu 
verfügen, ſich nach dem Hypothekenbuche beftimmt. f a 
Veränderungen in dem Eigenthum eines Entſchädigungs-⸗Anerkenntniſſes 
werden, ſobald ſie der Regierung, welche das Anerkenntniß ausgeſtellt hat, nach⸗ 
gewieſen ſind, von dieſer in das Anerkenntniß eingetragen. 


Titel III. 
Ermittelung der Entſchaͤdigungen. 


$. 253. 


Als Maaßſtab der Entſchädigung für die aufgehobenen ausſchließlichen 1: Dei aus 
Gewerbeberechtigungen, ſowie für die aufgehobenen oder abzulöſenden Zwangs⸗ ice 
und Bannrechte gilt derjenige Werth, welchen dieſe Rechte zur Zeit ihres Weg⸗ gungen En 
falls gehabt haben. Derſelbe wird durch den Reinertrag dargeſtellt, welchen der Zwangs, und 
i —n in nothwendiger und unmittelbarer Folge des Wegfalls feines Rechts Bannrechten. 
verliert. 0 a a 

Iſt mit ausſchließlichen Gewerbeberechtigungen ein Zwangs- und Bann⸗ 
5 t u fo wird die Entſchädigung für beide Berechtigungen zuſammen 
ermittelt. f > 


24 


SE Kann der Nachweis erbracht werden, welcher reine Ertrag den Berechtigten 
lediglich durch die aufgehobenen oder abzulöſenden Berechtigungen während der 
letzten zehn Jahre vor deren Aufhebung oder Ablöſung zu Theil geworden ift, 
ſoo wird der Ermittelung des Werthes Ber Berechtigungen der Durchſchnitt des 
reinen Ertrages aus dieſer Zeit zu Grunde gelegt. | 


9. 25. 


Wenn eine aufgehobene oder abzulöſende Berechtigung während der letzten 
zehn Jahre vor ihrer Aufhebung oder Ablöſung für ſich allein oder in Verbin⸗ 
dung mit anderen Gegenſtänden dergeſtalt verpachtet e iſt, daß das für 

dieſelbe berechnete Pachtgeld getrennt erſehen werden kann, oder wenn während 
dieſer Zeit die Ausübung der Berechtigung gegen eine von den Pflichtigen ſelbſt 
übernommene Abgabe oder Leiſtung (Reluition) unterlaſſen iſt, ſo wird auf An⸗ ae 
0 eines der Betheiligten die Entſchädigung nach dem Betrage der Pacht oder 
Reluition beſtimmt und hierbei der Durchſchnitt dieſer Leiſtungen während der 
letzen zehn Jahre zu Grunde gelegt. 5 . 
Ein jeder der übrigen Betheiligten iſt jedoch befugt, ſtatt deſſen die Selle 
ſtellung der geſammten Entſchädigung durch eine anderweitige Ermittelung des 

Werthes der Berechtigung zu verlangen. N n 
Ne. 70350 i | 2 


$. 26. 


Wenn der Werth der Berechtigungen in der vorbezeichneten Weiſe ($$. 24. 
und 25.) nicht zu beſtimmen iſt, ſo muß derſelbe in anderer geeigneten Weiſe 
und nach Maaßgabe der in N einzelnen Falle ſich darbietenden beſonderen 
Hülfsmittel ausgemittelt werden. 


Zum Anhalte dient hierbei insbeſondere der Durchſchnitt der Preiſe, welche 4 


bei Veräußerungen gezahlt, bei Erbtheilungen angenommen, ſowie bei Ber 
en, den Pachtbetrag nach Abzug der Laſten zu Kapital berechnet, erlangt 
worden ſind. 5 5 


$. 27. 


Bei dieſer Ermittelung des Werthes der Berechtigungen ($. 26.) iſt der⸗ 
jenige Ertrag des Gewerbebetriebe auszuſondern, welcher nach wohlbegründeten 
Annahmen, in Berückſichtigung der örtlichen Verhältniſſe, auch für die Zukunft 
durch den Fortbetrieb des ehemals bevorrechteten Gewerbes ohne Aufwendung 
beſonderer Mittel und Anſtrengungen erzielt werden kann. Ebenſo iſt der Werth 
der Grundſtücke, Baulichkeiten, Geräthſchaften und ſonſtigen Gegenſtände, welche 
bei der Ausübung der Berechtigung benutzt, bei deren Ueberlaſſung an Andere 

mit überlaſſen worden find, oder welche anderweit mit der Berechtigung in Ver⸗ 
bindung geſtanden haben, bei der Ermittelung des Werthes außer nah zu 
laſſen oder in Abzug zu bringen. 1 


$. 28. 


2. Bei den Die Entſchädigung für die Aufhebung der Berechtigungen, Konzeſſionen 

ibeigen Berech, zu gewerblichen Anlagen oder zum Betriebe von Gewerben zu ertheilen, ſowie die 

igungen. Entſchädigung für die Aufhebung der Berechtigungen, Abgaben vom Gewerbe⸗ 9 
betriebe zu erheben oder dergleichen Abgaben aufzulegen, iſt nach dem Betrage 
der reinen Nutzungen feſtzuſtellen, welche der Berechtigte davon erweislich während 
der zwanzig Jahre von 1846. bis 1865. bezogen hat. Hierbei kommen jedoch 
Kapitalbeträge, welche dem Berechtigten für die Verleihung vererblicher und ver⸗ 
äußerlicher Gewerbeberechtigungen bezahlt worden ſind, nicht in Betracht. 3 


6. 29. 


3. Bei den vor. Die den Beſitzern vormals zwangsberechtigter Kornmühlen im Herzogthum 
mals zwangs, Holſtein nach $. 16. zu gewährende Nachentſchädigung wird durch den Reinertrag be- 
dernen stimmt, welchen dieſe Mühlen nach wohlbegründeter Annahme in nothwendiger und 
N 1 unmittelbarer Folge des Umſtandes verlieren, daß die, bei dem Erlaß des Ge 
ſetzes für das Herzogthum Holſtein, betreffend die Aufhebung des Mühlenzwanges 
ſ. w. d. a., vom 10. Mai 1854. bereits vorhanden geweſenen, konzeſſionirten und 
mit keinem Zwangsrechte verſehenen Kornmühlen fortan einer Beſchränkung «in 
ihrem Betriebe nicht mehr unterliegen werden. En. 


5 a 0. PER 
Die hiernach (F. 29.) feftzuftellende Entſchädigung darf aber, unter Hinzu: 
rechnung der den vormals zwangsberechtigten Mühlenbeſitzern auf Grund des 
Geſetzes vom 10. Mai 1854. zugebilligten Entſchädigung, die höchſten Entſchädi⸗ 
gungsſätze nicht überſteigen, welche durch die Verordnung vom 30. Juni 1856., 
enthaltend einige Abänderungen des Geſetzes vom 10. Mai 1854. hinſichtlich der 
den früher Zwangsberechtigten für den Wegfall des Zwangsrechts a 
Entſchädigung, beſtimmt worden find. Soweit dies der Fall iſt, muß die er⸗ 
mittelte Nachentſchädigung herabgeſetzt werden. 


„ 


Von dem ermittelten Werthe der Berechtigungen find in allen Fällen die⸗ 4 Berechnung 
un Abgaben und Leiftungen in Abzug zu bringen, zu welchen die Berechtigten lun n 
in cirka auf ihre Berechtigungen verpflichtet waren. Der Werth dieſer Ab⸗ ee 
gaben und Leiſtungen ift nach Vorſchrift des $. 28. zu ermitteln. 


Titel IV. | 
Aufbringung der Entſchädigungen. 


§. 32. 


Fa.ür ſolche ausſchließliche Gewerbeberechtigungen, welche nur auf eine ge- 1. Für aus: 
wiſſe Zeit verliehen find, ſowie für alle diejenigen ausſchließlichen Gewerbebe⸗ schlie S 
rechtigungen, welche den Gewerbebetrieb im Umherziehen betreffen, wird die Ent⸗ Be ; 
1 nach Maaßgabe des ermittelten Werthes in einer jährlichen Rente be⸗ e 
rechnet. 


$. 33. 


| Die Eatſchädigung für den Verluſt aller übrigen ausſchließlichen Gewerbe⸗ 
Berechtigungen iſt in Kapital zu beſtimmen. Von dem Kapital ſind die Zinſen 
zu berechnen, welche daſſelbe, bei einer Anlegung zu drei und einem halben Prozent, 
von dem Zeitpunkte der Aufhebung der Berechtigung an bis zu der Feſtſtellung 
der Entſchädigung gewährt hätte. Der Betrag dieſer Zinſen tritt dem ermittelten 

. ee Die Geſammtſumme bildet die dem Berechtigten zuſtehende Ente 
ſchädigung. i 


wei, 


, Bei dieſen Berechnungen ($$. 32. und 33.) ſoll der Werth einer Berech⸗ © 
tigung oder Leiſtung ſtets zu dem zwanzigfachen Betrage ihres reinen Ertrages 
angenommen werden. 5 f 


Jahrgang 1868. (Nr. 7035) 37 . eh, 


Der Lauf der feſtgeſtellten Entſchädigungsrenten (F. 32.) beginnt 
dem Anfange des Jahres, in welchem die Feſtſtellung derſelben erfolgt iſt. Ware 
die Berechtigungen nur auf eine gewiſſe Zeit verliehen, fo endet er mit dem 9 
laufe dieſer Zeit. i 3 
Die Renten werden am Schluſſe jeden Jahres gezahlt. Sie können durch 
Zahlung des zwanzigfachen Betrages jeder Zeit abgelöſt werden. 7 
Bei der Feſtſtellung der Höhe der Renten ſoll zugleich derjenige Renten⸗ 
betrag berechnet werden, welcher auf die Zwiſchenzeit von der Aufhebung der B 
rechtigungen bis zum Beginn des Laufes der Renten gefallen fein würde. Diefer 
Betrag iſt in Form eines Zuſchlages auf die Rentenzahlungen der nächſten 
Jahre zu vertheilen. Der geſammte Betrag dieſes Zuſchlages kann jeder Zeit 
in der noch rückſtär digen Höhe vollſtändig an den Berechtigten ausgezahlt werden. 
‚ §. 36. 
N Die Entfehädigungsrente für ausschließliche Berechtigungen, welche den Ge 
> merbebetrieb im Umherziehen betreffen, werden aus der Staatskaſſe gewährt. 
85 Die übrigen Renten find gemeinſam aufzubringen von der Gemeinde oder 
dem Diſtrikte, wo die aufgehobene Berechtigung beſtand und von denjenigen G 
werbetreibenden innerhalb der Gemeinde oder des Diſtriktes, welche durch die 
Berechtigungen in dem Betriebe ihres Gewerbes beſchränkt oder davon aus 
geſchloſſen waren. 5; : 
Re Die Gewerbetreibenden zahlen drei Viertheile, die Gemeinde oder der 
Diſtrikt ein Viertheil der Renten. Die Renten find zu Anfang jeden Jahres 
auf die Pflichtigen umzulegen. N e „ 
„Wenn bei dem Beginn eines Jahres ein zur Theilnahme an der Ent 
ſchädigung verpflichteter Gewerbetreibender nicht vorhanden iſt, ſo fällt für dieſes 
Jahr die Zahlung der Entſchädigung aus. 


: ort 
Die Entſchädigungskapitalien für ausſchließliche Berechtigungen ($. 
werden allmälig getilgt De Tilgung daſelben 1 der Gemeinde oder dem 
Diſtrikte ob, wo die Berechtigungen beſtanden und denjenigen Gewerbetreibenden 
innerhalb der Gemeinde oder des Diſtriktes, welche durch die Berechtigungen in 
dem Betriebe ihres Gewerbes beſchränkt oder davon ausgeſchloſſen waren. 


$. 38. ü 


Für ausſchließliche Gewerbeberechtigungen gleicher Art in denſelben Ge 
meindebezirken oder Diſtrikten tritt eine gemeinſame Tilgung der Entſchädigungs⸗ 
Kapitalien ein. iR 3 

Von der beitragspflichtigen Gemeinde oder dem beitragspflichtigen Diſt 
iſt Ein Prozent, von dem beitragspflichtigen Gewerbetreibenden ſind zwei Pro 
des Geſammtbetrages dieſer Enkſchädigungskapitalien alljährlich aufzubringen. 


« 


8 Y 
775 


Der Beitrag des einzelnen Gewerbetreibenden ſoll die Höhe der von ihm 
ichteten Gewerbeſteuer nicht überſteigen, ſoweit dies der Fall iſt, muß jein 
eitrag herabgeſetzt und der geſammte Tilgungsbeitrag der Gewerbetreibenden 
mindert werden. Eine Ermäßigung des Beitrages der Gemeinde oder des 
riktes iſt nur aus erheblichen Gründen geſtattet. 


$. 39. 


Die Beiträge zur Tilgung der Entſchädigungskapitalien ($. 37.) fließen 
Staatskaſſe. Die Staatskaſſe wird vom Beginn des Jahres 1869, ab den 
rechtigten auf deren Antrag den Betrag der Entſchädigungskapitalien vor⸗ 
ußweiſe zahlen. Die Kapitalien find vom Tage ihrer u an bis zum 
age ihrer Zahlung mit drei und einem halben Prozent aus der Staatskaſſe zu 
erzinſen. Ihrerſeiks iſt die Staatskaſſe berechtigt, jederzeit die Zahlung der Ka- 

lien an die Berechtigten zu bewirken. f 


$. 40. 


Die Entſchädigung für ſolche Abgaben und Leiſtungen, welche in Beziehung 
uf die gegen Entſchädigung aufgehobenen, ausſchließlichen Berechtigungen ent⸗ 
ichtet worden find (F. 5.), ſoll in gleicher Weiſe, wie die Entſchädigung für 
ebtexe, und in Gemeinſchaft mit dieſer berechnet und aufgebracht werden. 
Si.ind die ausſchließlichen Berechtigungen, in Beziehung auf welche die Ah⸗ 
aben und Leiſtungen entrichtet worden ſind, 10 Entſchädigung aufgehoben, ſo 

Leiſtungen nach Vorſchrift der 


bird die Entſchädigung für dieſe Abgaben un 
„ 32. 34. 35. in einer jährlichen Rente beſtimmt und aus der Staatskaſſe 


$. 41. 


Alle Beiträge, welche von Gewerbetreibenden zu den Entſchädigungen zu 
eften find, werden nach Maaßgabe der von ihnen entrichteten Gewerheſteuer ver⸗ 
heilt. In ſolchen Fällen, in welchen mehrere Gemeinden oder Gutsbezirke zu 

den Entſchädigungen beizutragen haben, wird deren Beitragsverhältniß unter Be, 
ückſichtigung der größeren oder geringeren Vortheile feſtgeſtellt, welche für fie 5 
s dem Wegfall der Berechtigungen erwachſen. i 5 


Er en 


Für den Verluſt der aufgehobenen Zwangs- und Bannrechte, für die Auf 
hebung der Berechtigung, Komgeffionen zu gewerblichen Anlagen oder zum Be⸗ 
triebe von Gewerben zu ertheilen, ſowie für die Aufhebung der Berechtigung, 
gaben vom Gewerbebetriebe zu erheben oder dergleichen Abgaben aufzulegen, 
den die Entſchädigungen nach Maaßgabe des ermittelten Werthes in jähr⸗ 
Renten berechnet. i i 

In gleicher Weiſe ift die Entſchädigung für ſolche Abgaben und Leiſtun⸗ 

zu berechnen, zu welchen die Berechtigten in Beziehung auf die aufgehobenen 
tigungen verpflichtet waren. 75 f 1 5 | 


17 5 F. 43. N f 
Auch die Entſchädigungen, welche den vormals zwangsberechtigten Korn 


mühlen im Herzogthum Holſtein nachträglich noch gewährt werden follen (§§. 29 
und 30.), werden in jährlichen Renten berechnet. 


l. 44. 


Der Lauf dieſer Renten ($$. 42. und 43.) beginnt mit dem Anfange des 
Jahres, in welchem die Feſtſtellung derſelben erfolgt iſt. Bei Berechtigungen, 
welche nur auf eine gewiſſe Zeit verliehen waren, ſowie bei Abgaben und Leiſtun⸗ 
gen, welche die Berechtigten nur für eine gewiſſe Zeit zu entrichten hatten, enden 
die Renten mit dem Ablaufe dieſer Zeit. N 1 

Die Renten ſind an jedem Jahresſchluſſe fällig. Sie können durch Zah⸗ 
lung des zwanzigfachen Betrages jeder Zeit abgelöſt werden. Sie werden aus 
der Staatskaſſe gewährt. \ 4 

Für die Zeit von dem Fortfall der Berechtigungen, für welche die Ent⸗ 
ſchädigungen gewährt werden, bis zu dem Tage, wo der Lauf der Renten be⸗ 
ginnt, ſind die Renten bei Feſtſtellung ihrer Höhe nachträglich zu berechnen und 
nach dem rückſtändigen Betrage alsbald aus der Staatskaſſe zu zahlen. a 

8 $. 45. 5 1 

Wenn mit einer ausſchließlichen Gewerbeberechtigung ein Zwangs⸗ un 
Bannrecht verbunden war, ſo iſt die dafür ermittelte Geſammtentſchädigung 
($. 23.) zu theilen. Die eine Hälfte derſelben iſt wie die Entſchädigung für aus⸗ 
ſchließliche Gewerbeberechtigungen nach Vorſchrift der $$. 32. bis 41., die andere 

Hälfte nach Vorſchrift der $$. 42. und 44. gleich der Entſchädigung für die au- 
gehobenen Zwangs- und Bannrechte zu berechnen und aufzubringen. n 


F. 46. 


9. 47. 


Von dem Zeitpunkte des Exlöſchens der Rechte ab beginnen die Renten 
zu laufen. Sie werden am Jahresſchluß gezahlt. Die Renten ſind von den⸗ 
jenigen aufzubringen, auf deren Antrag die Ablöſung erfolgt iſt. Iſt der An⸗ 
trag von mehreren, ſelbſtſtändig zur Ablöſung befugten Zwangs- und Bann⸗ 
d pflichtigen ausgegangen, ſo wird das Beitragsverhältniß unter ihnen nach Maaß⸗ 


| „% = 
e der Vortheile feſtgeſetzt, welche ihnen aus dem Fortfall des Zwangs⸗ und 
annrechtes erwachſen. N 5 | 
| 5 §. 48. 95 

Die Renten können von den Verpflichteten durch Zahlung des zwanzig⸗ 
fachen Betrages zu jeder Zeit abgelöſt werden. Der Berechtigte muß ſich die 
Ablöſung auch in Stückzahlungen, jedoch nicht unter 100 Thaler, gefallen 
laſſen. i an . 


Titel V. 


N Entſchaͤdigungsverfahren. 


Sees 


Streitigkeiten darüber, ob eine Berechtigung zu den durch dieſes Geſetz 1. Allgemeines 
für aufgehoben oder für ablösbar erklärten Berechtigungen gehört, find im Rechts- 5 
wege zu entſcheiden. Vor der rechtskräftigen Entſcheidung über dieſelben kann a 
das Verfahren in Betreff der Entſchädigung für die ſtreitige Berechtigung nicht 
eingeleitet werden. Schwebt dies Verfahren bereits, wenn derartige Streitig⸗ 
ele ſich erheben, fo iſt daſſelbe bis zu ihrem endgültigen Austrag einzu⸗ 
ſtellen. N 


$. 50. 


n Streitigkeiten nicht gütlich zu beseitigen 2 
jo überreicht die Auseinanderfehungs- Behörde die ſpruchreif e Verhand⸗ 


eweiſen nicht als feſtgeſtellt 


2. 


$. 51. Se, f 
N ; ; ’ „e O e 
AJgn allen Fällen, in welchen für eine ſtreitige Berechtigung, ſobald ſie , 
nach dieſem Geſetze für aufgehoben zu erachten iſt, eine Eniſchidigung aus en, 
Staats⸗ 


(Nr, 7085. 


Staatskaſſe beanſprucht werden kann, iſt der zuſtändigen Regierung von der 
Einleitung des Prozeſſes ($. 49.) oder des Verfahrens vor der Auseinander⸗ 
ſetzungs⸗Behörde ($. 50.) Nachricht zu geben. Der Regierung bleibt es über⸗ 

laſſen, zun Wahrnehmung des fiskaliſchen Intereſſes einen Vertreter zu beſtellen, 
welcher bei allen Verhandlungen zugezogen werden muß. 


$. 52. 


„Einleitung Die Feſtſtellung der Kapitalien und Renten, welche als Entſchädigung zu 
er Verhand gewähren find, erfolgt im Verwaltungswege— 
e In Betreff der Entſchädigung für die aufgehobenen Berechtigungen iſt 
das Verfahren ſpäteſtens mit dem Ablauf der geſetzlichen Anmeldungsfriſt (§. 17.) 
in Betreff der Entſchädigung für die abzulöſenden Berechtigungen dagegen al- 
bald einzuleiten, nachdem der Antrag auf ln geſtellt ift. 
Die Verhandlungen werden durch einen Kommiſſarius geleitet, welchen die 
Regierung ernennt. u 


Bei dieſen Verhandlungen find, außer den Entſchädigungsberechtigten, ſtets 
auch diejenigen zuzuziehen, für welche die aufgehobenen oder abzulöſenden Be⸗ 
rechtigungen Verpflichtungen begründet haben. In allen Fällen, in welchen die 
Entſchädigung der Staatskaſſe zur Laſt fällt, hat die Regierung für die Ver⸗ 
tretung des fiskaliſchen Intereſſes Sorge zu tragen. a 
| Wenn das Eigenthum und das Nutzungsrecht an einem berechtigten oder 
verpflichteten Grundſtücke mehreren Perſonen zuſteht, ſo ſind dieſe ſämmtlich 
zuzuziehen. Zu den Nutzungsberechtigten ſind die Pächter hier nicht zu rechnen. 


$. 54. 


Sind bei dem Verfahren die ſämmtlichen Mitglieder einer Korporation 
als ſolche betheiligt, ſo iſt deren Vorſtand, iſt bei demſelben eine ganze Gemeinde 
betheiligt, fo iſt die Gemeindebehörde zu den Verhandlungen zuzuziehen. Die Ge 

meindebehörde und der Vorſtand der Korporation müſſen ihrerſeits einen Vertreter 
beſtellen. Hat an dem Verfahren ein ganzer Gutsbezirk Theil, fo vertritt den- 
ſelben der Beſitzer des Gutes. 5 f 


$. 55. 


Treten bei dem Verfahren mehr als fünf Verpflichtete auf, ſo müſſen auf 
Erfordern des die Verhandlungen leitenden Kommiſſarius gemeinſchaftliche Be⸗ 
vollmächtigte gewählt werden, deren Zahl drei nicht überſteigen darf. Kommt in 
der von dem Kommiſſarius geſetzten Friſt eine Wahl nicht zu Stande, ſo kann 
auf ſeinen Antrag die Regierung die Bevollmächtigten beſtimmen. i 


$. 56. 


Was die beſtellten Vertreter der Betheiligten ($$. 54. 55.) in dem Ver⸗ 
fahren erklären, hat für alle Betheiligten, deren Jutereſſe ſie wahrnehmen ſollen, 
bindende Kraft. 5. 57 Er 


| . 57. | 
“a Obereigenthümer, Lehnsherren, Lehns⸗ und Fideikommißfolger, Wieder⸗ 4 

kaufsberechtigte, Hypothekengläubiger und andere Realberechtigte ſind nicht von 175 
Amtswegen zuzuziehen, denſelben ſteht aber frei, bei dem Verfahren ſich zu 
melden und ihre Gerechtſame wahrzunehmen. 


$. 58. 


925 Dem Obereigenthümer, Lehnsherrn oder Wiederkaufs berechtigten, 1 

den beiden nächſten Fideikommißanwärtern, ſowie bei Lehnen, falls der Beſitzer 
keine lehnsfähige Deszendenz hat / den beiden nächſten Agnaten, iſt von der Ein⸗ 
leitung des Verfahrens Nachricht zu geben. i 


§. 59. 


5 Sind dieſe Intereſſenten ($. 58.) nicht bekannt ſo hat der Kommiſſarius 
durch öffentliche Bekanntmachung den Termin zu beſtimmen, bis zu welchem 
dieſelben ſich melden können. Der Termin iſt auf ſechs Wochen hinauszuſetzen 
und durch das Amtsblatt zwei Mal von drei zu drei Wochen bekannt zu machen. 
e Eine gleiche Bekanntmachung kann der Kommiſſarius auch für andere 
Fälle und für ſämmtliche Betheiligte erlaſſen, falls ihm begründeter Anlaß dazu 


vorzuliegen ſcheint. 
5 2 F. 60. 


Die Legitimation eines jeden bei dem Verfahren auftretenden Intereſſenten 
iſt als geführt zu erachten, wenn 
a) demſelben von der zuſtändigen Ortsbehörde beſcheinigt wird, daß er ſich 
im Beſitze des beanspruchten Rechtes befindet, oder wenn er eine auf 
deſſen Erwerb lautende öffentliche Urkunde vorzulegen vermag; außerdem 
p) die übrigen Betheiligten ſeine Legitimation nicht beſtreiten und 
e) bis zur Feſtſtellung der Entſchädigung kein Anderer den gleichen Anſpruch 
erhoben hat. ö 
F. 61. 
Wer ſich nach Ablauf des in einer dt Bekanntmachung geſetzten 
Termines (F. 59.) bis zur Feſtſtellung der Entſchädigung ($$. 67. 68.) meldet 
und legitimirt, muß alles gegen ſich gelten laſſen, was bis zu dem Zeitpunkte ſeinek 
Meldung feſtgeſtellt iſt. Wer ſich, mag eine öffentliche Bekanntmachung ergangen 
fein oder nicht, erſt nach erfolgter Feſtſtellung der Entſchädigung meldet, kann 
ſich nur an denjenigen halten, welcher bis dahin als entſchädigungsberechtigt 
angeſehen worden iſt. 
Ex, Wenn es im Laufe des Verfahrens ſtreitig wird, wer zur Verfolgung 
eines Anſpruchs befugt ift, fo kann die Regierung nach ihrem Ermeſſen die ſtrei⸗ 
tenden Theile gemeinſam zu den Verhandlungen zuziehen oder das Verfahren bis 
zum rechtskräftigen Austrag des Streites einſtellen laſſen. | 8. 62 
(r. 7035.) i a RD 62. 


* 


3. Beffele Wenn darüber, ob eine Berechtigung in Folge ihrer Aufhebung einen 
den ent geſetzlichen Entſchädigungsanſpruch begründet, oder darüber, wer die Entſchädigun 


8 1 für den Verluſt einer Berechtigung nach dieſem Geſetze zu tragen hat, oder wenn 


endlich über den Umfang und Inhalt der Berechtigung, für welche Entſchädigung 
zu gewähren iſt, ſich Streit erhebt, ſo hat nach vollſtändiger Erörterung der 
Streitpunkte durch den Kommiſſarius die Regierung in einem mit Gründen aus⸗ 
zufertigenden Reſolute zu entſcheiden. 8 5 

„„Vor Einleitung des Entſchädigungsverfahrens ſind die Verwaltungs⸗ 
behörden zur Erörterung dieſer Fragen nicht befugt. Ergiebt ſich im Laufe des 
e e ee daß eine dieſer Fragen bereits rechtshängig iſt, ſo 
wird En erfahren bis zur rechtskräftigen Entſcheidung des Streitpunftes. 
ausgeſetzt. 5 
1 Gegen das Reſolut der Regierung ſteht, binnen einer Friſt von ſechs 
Wochen nach Eröffnung deſſelben, den Betheiligten oder deren beſtellten Vertre⸗ 
tern bei dem zuſtändigen Gerichte die Berufung auf rechtliches Gehör offen. 


S 


Sobald der Entſchädigungsanſpruch an ſich endgültig feſtgeſtellt iſt, muß 
der Betrag der Entſchädigung ermittelt werden. 
. Vor dem Beginne des Ermittelungsverfahrens iſt der Kommiſſarius ge⸗ 
halten, über die Art und Höhe der Entſchädigung eine Vereinbarung zwiſchen 


5 den Entſchädigungsberechtigten und Entſchädigungsverpflichteten zu verſuchen. 


$. 64. 


Kann der Werth der aufgehobenen oder abzulöſenden Berechtigungen nach 
Vorſchrift der $$. 24. und 25. erwieſen oder feſtgeſtellt werden, fo nimmt der 
Konmmiſſarius die erforderlichen Erörterungen unter Zuziehung der Entſchädigungs⸗ 
N en und Entſchädigungsverpflichteten vor. a 5 


1 r " 


En n allen übrigen Fällen erfolgt die Ermittelung des Betrages der Ent⸗ 

ſchädigung durch den Kommiſſarius unter Zuziehung von zwei Beiſitzern, von 

denen einer durch die Berechtigten, der andere durch die zur Entſchädigung Ver⸗ 

pflichteten binnen einer von dem Kommiſſarius beſtimmten Friſt zu wählen iſt. 

Erfolgt binnen dieſer Friſt die Wahl nicht, fo ernennt der Kommiſſarius die 

Beiſitzer. En : IS 
$. 65. . 


Als Beifiger wählbar ift jeder unbeſcholtene, in den Geſchäften des bür— 
gerlichen . Wife bee Mann. 5 En ; | ; 
Die Beiſitzer können nur Erſatz der Reife, Zehrungs⸗ und Verſäumniß⸗ 
koſten verlangen. * 728 ME 3 
3 | $. 66. 5 
Die Beiſitzer haben unter Leitung des Kommiſſarius die ee 
ee 2 1 


o 


Verhältniſſe, welche für die Höhe der Entſchädigung von Erheblichkeit fein können, 
vollſtändig zu erörtern. 
Bei dieſer Erörterung ſind alle geſetzlichen Beweismittel, mit Ausnahme 
des Beweiſes durch Eid, zuläſſig. Kommt es auf die 1 15 0 1 des Rein⸗ 
ertrages eines Gewerbes an, jo find bei Feſtſtellung deſſelben die Durchſchnitte 
der Marktpreiſe des nächſten Marktortes aus den zwanzig Jahren von 1846. bis 
1865. zu Grunde zu legen. 
Das Ergebniß der Erörterungen haben die Beiſitzer mit dem Kommiſſa⸗ 
rius in einem gemeinſchaftlichen Gutachten zuſammen zu faſſen. 
$. 67. a 
Mit dieſem Gutachten reicht der Kommiſſarius die Verhandlungen der Re⸗ 
gierung ein, welche über die Höhe der Entſchädigung durch ein mit Gründen 


| auszufertigendes Reſolut entſcheidet. 
Dien Betheiligten ſteht gegen das Reſolut der Regierung mit Ausſchluß 


des Rechtsweges der Rekurs an den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffent⸗ 
liche Arbeiten zu, welcher binnen einer Friſt von ſechs Wochen nach Eröffnung 
des Reſolutes bei der Regierung eingelegt und gerechtfertigt werden muß. Die 
Rekursſchrift wird dem Gegentheile zugeſtellt, welcher innerhalb vier Wochen 
nach dem Empfange derſelben ſeine Erwiderung einzureichen hat. ü 


$. 68. 


5 Die rechtskräftigen Reſolute der Regierung ($$. 62. 67.) und die Ent⸗ 
ſcheidung des Miniſters für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten (§. 67.) 
haben die Wirkung rechtskräftiger Erkenntniſſe. 


$. 69. 


Iſt der Betrag der Entſchädigungskapitalien und Entſchädigungsrenten 5. Vertheilung 
rechtskräftig feſtgeſtellt, fo wird über die Tilgung der Kapitalien, über die Ab- der guſchid 
löſung der Renten, ſowie über die Vertheilung der von den Entſchädigungs⸗ gungsbeiträge 
pflichtigen zu dem Behufe zu leiſtenden Beiträge Beſtimmung getroffen. Dieſe 
Beſtimmung ſteht mit Ausſchluß des Rechtsweges der Regierung zu; gegen ihre 
Entſcheidung iſt die Beſchwerde an den Miniſter für Handel, Gewerbe und 
öffentliche Arbeiten zuläſſig. 5 

$. 70. 


Die Einziehung der von den Entſchädigungspflichtigen zu leiſtenden Bei- 
träge, ſowie die Auszahlung der Entſchädigungen liegt denjenigen Staatsbehörden 
oder Gemeindebehörden ob, welche die Regierung beſtimmen wird. 


N „ 

Das Verfahren vor den Verwaltungsbehörden iſt frei von Stempel und 6, Kosten des 
Gebühren. Die Auslagen, welche in demſelben erwachſen, fallen den Entſchädi⸗ Verfahrens. 
gungspflichtigen zur Laſt. Hat das Verfahren die Ablöſung einer Berechtigung 
Jahrgang 1868. (Nr. 7035.) 38 zum 


ER „ | 
zum Gegenſtande, jo find die Auslagen von den Entfehädigungsberechtigten und 
Entſchädigungspflichtigen je zur Hälfte zu tragen. a 

Unter mehrere Entſchädigungspflichtige oder mehrere Entfchädigungsbereh- 9 
tigte werden die Koſten nach Maaßgabe ihrer Pflichten oder Anſprüche und zwar 
durch Beſtimmung derjenigen Behörden vertheilt, welche die Entſchädigungen und 
deren Aufbringung feel haben (§§. 67. 69.). i 

Hat einer der Betheiligten einen über die Art und Höhe der Entſchädi⸗ 
gung nach Maaßgabe des §. 63. dieſes Geſetzes gemachten Vergleichsvorſchlag 


abgelehnt und die Einleitung des Ermittelungsverfahrens (§ . 64. ff.) verlangt, i 


oder hat er die Ermittelung des Werthes der zu entſchädigenden Berechtigung an 
Stelle der im F. 25. dieſes Geſetzes vorgeſehenen Feſtſtellung in dem Exmitte⸗ 
lungsverfahren verlangt, ſo muß er die Koſten dieſes Verfahrens tragen, wenn 
das Ergebniß deſſelben nicht um fünf Prozent günſtiger für ihn ausfällt. 
ird ein Entſchädigungsanſpruch als unbegründet abgewieſen, ſo fallen 
die Koſten des Verfahrens dem zurückgewieſenen Theile zur Laſt. 
Alle Auslagen ſind vorſchußweiſe aus der Staatskaſſe zu decken. 


Schlußbeſtimmungen. 


$. 72. 


Die Ablöſung eines Zwangs⸗ und Bannrechtes kann auch außerhalb des 
9 5 vorgeſchriebenen Verfahrens im Wege der freien Uebereinkunft erfolgen. Die 
Berechtigten ſowohl, als auch die Verpflichteten ſind befugt, die Beſtätigung des 
e een durch die Regierung zu verlangen. Der beſtätigte Vertrag 
hat die Wirkung einer rechtskräftigen Entſcheidung (F. 68.). 


$. 73. : 


Erſtreckt ſich eine aufgehobene oder zur Ablöſung gebrachte Berechtigung 
auf die Bezirke mehrerer e ſo beſtimmt der Oberpräfident der Provinz 
diejenige Regierung, welche das Verfahren zu leiten hat. | 


$. 74. 


Für den Bereich des ehemaligen Königreichs Hannover treten in Bezug 
auf die Ausführung dieſes Geſetzes die Landdroſteien an die Stelle der Regierungen. 


$. 75. 


Die zur Zeit geltenden geſetzlichen Beſtimmungen bleiben, foweit fie die 
Aufhebung gewerblicher Berechtigungen und deren Entſchädigung betreffen, beſtehen ; 
1 1 die Ablöſung ſolcher Berechtigungen betreffen, werden fie hier- 
mit aufgehoben. 

Ingleichen ſind aufgehoben alle ſonſtigen, dieſem Geſetze entgegenſtehenden 
Vorſchriften. 3 

ö n 


8 | — a 


1 In en Fällen, in welchen bei Verkündung dieſes Geſetzes das Ver⸗ 
fahren in Betreff der Entſchädigung für ein zur Ablöſung gebrachtes Recht bereits 
eingeleitet iſt, ſoll dies Verfahren nach Maaßgabe der bisherigen Geſetzgebung zu 
Ende geführt werden. 8 - 
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Der Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten wird mit der 
Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 5 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. i 
5 | Gegeben Berlin, den 17. März 1868. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismard-Schönhaufen Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 
v. Mühler. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 


(Nr. 7036.) Allerhöchſter Erlaß vom 13. April 1867., betreffend das Erſcheinen einer Dä⸗ 
niſchen Ueberſetzung der Geſetz-Sammlung. 


Auf den Bericht vom 4. März d. J. genehmige Ich, daß die Geſetz-Sammlung 
für die Preußiſchen Staaten in einer angemeſſenen Anzahl von Exemplaren mit 
einer Däniſchen Ueberſetzung erſcheinen, und daß dieſe Ausgabe der Geſetz-Samm⸗ 
lung für diejenigen Gegenden des Herzogthums Schleswig benutzt werden ſoll, in 
welchen die Däniſche Sprache die Kirchen- und Schulſprache iſt. Der Deutſche 


Dunkelheiten der Erklärung zu Grunde zu legen. 
Berlin, den 13. April 1867. 


Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck-Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. 
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An das Staatsminiſterium. 


(Nr. 70357037.) (Nr. 7037.) 


Text der Geſetz-Sammlung bleibt jedoch das eigentliche Geſetz und iſt bei etwanigen 


2 hes Kön 5 Maie eftät heben er 9. it; d. J. Dem revidirten Statut er 
in Eisleben omizilirten „ Mansfeldſchen Kupferſchiefer bauenden Gewerkſchaft 
vom 1 Dezember 1867. 55 25 Januar 1868. die Genehmigung zu 1 
geruht. 

N Der Allerhöchſte Erlaß nebſt dem revidirten Statute wird durch has 
Amtsblatt der Regierung zu Merſeburg bekannt gemacht werden. 


Berlin „den 23. März 1868. 


8 


Der Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 
Gr. v. Itzenplitz 


* 


Rebigiet im Büreau des Staats, Minifteriums, 


Berlin, gedruckt i in der Königlichen Geheimen 5 
f (R. v. Decker). 


